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Erträge des Wachstums 
auf neue Bundesländer 
konzentrieren 
&fe CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in ihrer 
j>'tzung am 5. Mai 1992 nach gründlicher 
"jskussion eines Berichtes des Bundesfinanz- 
ministers folgenden Beschluß gefaßt: 

jM Die CDU/CSU-Fraktion nimmt den Bericht des 
"Undesministers der Finanzen zur Finanz- und 
^aushaltssituation zustimmend zur Kenntnis. 

" Der Aufbauprozeß in den neuen Bundesländern 
sle'lt eine finanzpolitische Herausforderung dar, die 
ln der Nachkriegsgeschichte einmalig ist. Sie wäre 
°hne die Rückkehr zu einer soliden Haushaltsfüh- 
riln8 seit 1982 durch die unionsgeführte Bundesre- 
gierung überhaupt nicht zu bewältigen gewesen. 
Gleichwohl ist die Grenze der Belastbarkeit erreicht. 
Wlr müssen die Erträge unseres Wirtschaftswachs- 
Ums für mehrere Jahre auf die neuen Bundesländer 

(Fortsetzung Seite 2) 
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Generalsekretär 
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2. Umweltforum der CDU Deutschlands 
ZWEI WOCHEN VOR RIO lädt die 
CDU zu ihrem 2. Umweltforum ein. 
Zwei Wochen vor der wichtigen Kon- 
ferenz „Umwelt und Entwicklung" der 
Vereinten Nationen vom l. bis 12. 
Juni 1992 in Rio de Janeiro diskutie- 
ren Experten über Möglichkeiten, die 
Vernichtung der Wälder aufzuhalten, 
die drohende Zerstörung der Ozon- 
schicht zu vermeiden, der Gefahr welt- 
weiter Klimaveränderungen zu entge- 
hen, und über den „Weg zu einer welt- 
weiten Umweltpartnerschaft". 

• Das 2. Umweltforum findet am Frei- 

tag, dem 15. Mai 1992, im Konrad- 
Adenauer-Haus in Bonn statt. 
• Am Donnerstag, den 14. Mai 1992 
findet ebenfalls im Konrad-Adenauer- 
Haus die 2. Konferenz der CDU- 
Umweltbeauftragten statt. 

• Anmeldungen: 
Hauptabteilung Organisation der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, Konrad- 
Adenauer-Haus, 5300 Bonn 1, Telefon 
(0228)5445 27. 
Bitte, senden Sie Anmeldungen per 
Fax an folgende Nummer: (0228) 
544-371. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
konzentrieren, um damit den wirtschafts- 
politischen Zielen des Einigungsvertrages 
weiter Rechnung tragen zu können. 
Gleichzeitig müssen wir sicherstellen, daß 
unsere Wirtschaftskraft im europäischen 
und weltweiten Wettbewerb gegenüber 
härter werdender Konkurrenz gesichert 
bleibt. 
Deshalb sind folgende Maßnahmen not- 
wendig: 
• Das in der Koalitionsvereinbarung 
vom 16. Januar 1991 für die erste Hälfte 
der Legislaturperiode festgelegte Ausga- 
benmoratorium wird bis zum Ende dieser 
Legislaturperiode verlängert. Dies bedeu- 
tet, daß neue ausgabenwirksame Leistun- 
gen bzw. die Verbesserung bestehender 
Leistungen nur dann beschlossen werden 
können, wenn an anderer Stelle gleichge- 
wichtig und dauerhaft eingespart wird. 
• Die Ausgabenzuwächse des Bundes- 
haushaltes sind im mittelfristigen Zeit- 
raum auf durchschnittlich 2,5 Prozent zu 
begrenzen und damit deutlich unter der 

Zunahme des Bruttosozialproduktes zu 
halten. 
Die den Bund betreffenden Lasten aus 
dem Kreditabwicklungsfonds und aus 
der Treuhandanstalt sind in diesem Rah- 
men abzudecken. 
Zusätzliche finanzielle Anforderungen 
der EG und aus dem internationalen 
Bereich sind im Rahmen einer internal' 
nalen Lastenteilung auf das unabdingbar 
Notwendige zu begrenzen und mit einer 
betragsmäßigen Obergrenze zu versehen- 
• Im Finanzplanungszeitraum ist die 
Nettokreditaufnahme gegenüber dem 
heutigen Stand deutlich zurückzuführen- 
• Die Bewältigung der gesamtstaatlichen 
Konsolidierungsaufgabe muß auch von 
den Ländern und Gemeinden getragen 
werden. Deshalb sollten die Gebietskör- 
perschaften im Westen Deutschlands ihre 
Ausgabensteigerungen auf höchstens drei 
Prozent begrenzen; in den neuen Län- 
dern sind insbesondere Umschichtungen 
von den konsumtiven zu investiven Aus- 
gaben notwendig. ' 
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Fünf Themen ganz 
oben auf der 
Tagesordnung 
J? den kommenden Wochen wird die 
JröU/CSU-Bundestagsfraktion wich- 
se politische Entscheidungen treffen 
lud durchsetzen. Auf der Tagesord- 
nung stehen dabei fünf Themen ganz 
°ben: 

* Die Sicherung unserer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und finanzpolitischen 
Solidität. Die Kreditfinanzierungsquote 
~es Bundeshaushalts ist heute — trotz 
~?r großen finanziellen Anstrengungen, 
*jle wir für den Aufbau der neuen Bun- 

esländer erbringen — geringer als am 
J~nde der sozialliberalen Koalition. Aller- 
dlngs: Der Haushalt bietet keinen Spiel- 
ern für neue Ausgaben. Nur mit großer 
^Usgabendisziplin können wir unser 
^arkenzeichen — solide Staatsfinanzen 
"~ Weiterhin gewährleisten. Neue Wün- 
Cne können nur berücksichtigt werden, 
enn entsprechende Einsparvorschläge 

^0rgelegt werden. Überzogene Tariffor- 
erungen und Streiks sind in dieser Lage 

Un8ewöhnlich kontraproduktiv. 
Die Einführung der Pflegeversicherung 

auf einer dauerhaft tragfähigen Finanzie- 
^gsgrundlage. Diese Pflegeversiche- 
^g ist unabweisbar. Die Probleme, die 
Slch aus der steigenden Lebenserwartung 
Und Veränderungen im Verhältnis der 

»Konrad Adenauer in Cadenabbia 
zur Erinnerung an den ersten Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland, 
an den Namensgeber der Konrad-Adenauer-Stiftung sowie an dessen Arbeitsur- 
laube am Corner See ist in einer Auflage von 6.000 Exemplaren eine Broschüre 
!*»* dem Titel „Konrad Adenauer in Cadenabbia" erschienen. Der Droste-Ver- 
'ag in Düsseldorf hat sie in sein Verlagsprogramm aufgenommen. Im Buchhan- 
del soll sie 18 DM kosten. 

Generationen ergeben, können nicht auf 
Dauer durch die Sozialhilfe gelöst wer- 
den. 
• Die Eindämmung des Asylmißbrauchs. 
Unsere Fraktion will die Änderung des 
Grundgesetzes. Ein solcher Schritt wird 
zwar nicht alle Probleme der weltweiten 
Völkerwanderung lösen, aber wesentlich 
dazu beitragen, daß eine gemeinsame 
europäische Asylpolitik schnell verwirk- 
licht werden kann und der unbegrenzte 
Zuzug gestoppt wird. 
• Die Verabschiedung des europäischen 
Vertrages von Maastricht. Die Wirt- 
schafts- und Währungsunion ist kein 
ungedeckter Wechsel auf die Zukunft. 
Dies fürchten Menschen in Deutschland, 
aber auch anderswo in der EG, zu 
Unrecht. Wir können die Ängste dieser 
Menschen nicht einfach übergehen. Auf- 
klärung tut not. Es muß sich herumspre- 
chen: Eine europäische Währung wird es 
nur geben, wenn sie so stabil ist wie 
unsere D-Mark. Das haben unsere Part- 
nerländer im Vertrag von Maastricht 
akzeptiert. 
• Die Verbesserung des Schutzes ungebo- 
renen Lebens. Wir brauchen eine Rege- 
lung, die — eingerahmt von wirksamen 
sozialpolitischen Maßnahmen — die 
Zahl der Abtreibungen senkt und zum 
„Ja zum Kind" ermutigt. 
Jürgen Rüttgers, Erster Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: Die Union will bei diesen 
wichtigen Themen schnelle Entscheidun- 
gen. • 

u 
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4. Deutschland-Forum des EAK in Frankfurt 

ff Entwicklung in der Heimat 
statt Asyl in der Fremde" 

Seit Jahren kommen Menschen aus 
vielen Ländern der Erde nach 
Deutschland. So haben etwa die 
ausländischen Arbeitnehmer viel 
zur positiven Entwicklung unserer 
Wirtschaft beigetragen. Sie sind 
geachtete Mitbürger und Freunde 
geworden. 

Daneben kommt eine immer größere 
Zahl von Asylbewerbern. In den Aner- 
kennungsverfahren stellt sich dann oft 
heraus, daß kein Asylgrund vorliegt. 
Angesichts der sprunghaft wachsen- 
den Zahl von Fremden reagieren 
inzwischen manche Menschen^ bei uns 
mit Angst, Unsicherheit und Ableh- 
nung. 

Wohnungsnot, die hohe Beanspru- 
chung kommunaler Haushalte durch 
Sozialhilfe und die Dauer der Asylver- 
fahren verstärken diese Reaktionen. 
Christen wissen, daß der Schutz des 
Fremden Gottes Gebot ist. Politisch 
Verfolgte sollen bei uns Schutz und 
Hilfe finden. Aber das Asylrecht ist 
nicht der Schlüssel zur Lösung der 
Probleme, die sich aus der unter- 
schiedlichen wirtschaftlichen Entwick- 
lung der Welt ergeben. 
Es gibt ja viele Wanderungsursachen. 
So kommen Menschen aus bitterer 
Armut zu uns, weil sie für sich und 
ihre Kinder in der eigenen Heimat 
keine Zukunft sehen. Hier ist die Ent- 
wicklungshilfe- und Handelspolitik 
der Industriestaaten gefordert. 
Antworten und Lösungen können nur 
in demokratischer Gemeinsamkeit 

gefunden werden. Flucht und Migra- 
tion, Umgang mit Fremden und die 
Notwendigkeit einer europäischen 
Asyl- und Einwanderungspolitik 
sowie einer verantwortungsbewußten 
Entwicklungshilfe sind die Stichworte 
für eine Diskussion beim 4. Deutsch- 
land-Forum des Evangelischen 
Arbeitskreises in Frankfurt am 16. 
Mai 1992. 
Bundesvorsitzender des Evangeli- 
schen Arbeitskreises der CDU/CSU, 
Generalsekretär Peter Hintze: Ich 
freue mich auf einen lebhaften Gedan- 
kenaustausch mit den Referenten und 
Gästen im Südbahnhof 
Gäste für Vorträge und in Gesprächs- 
runden sind u. a.: 
• Wolfgang Schäuble, Vorsitzender 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion; 
• Rupert Neudeck, Komitee Cap Ana- 

mour; 
• Walter Koisser, Der Hohe Flücht- 

lingskommissar der Vereinten 
Nationen; 

• Michaela Geiger, Staatssekretärin 
im Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit; 

• Hans-Otto Hahn, Direktor Brot für 
die Welt, und 

• Carl-Dieter Spranger, Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit. 

Anmeldung und Information: 
Evangelischer Arbeitskreis der 
CDU/CSU 
Friedrich-Ebert-Allee 73—75 
5300 Bonn 1 
Telefon (02 28) 5 44-3 02 
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Wirtschaftsstandort Deutschland: 
Grenzen der Belastbarkeit erreicht 
ö den letzten Jahren haben sich die 

Jeltweiten ökonomischen Rahmenbe- 
din 
des 

gungen verändert. Die Mobilität 
internationalen Kapitals hat zuge- 

J°niinen. Zahlreiche Länder haben 
en Standortwettbewerb aufgenommen 

Jj• Unternehmensteuern gesenkt, 
5* emmnisse gegenüber ausländischen 
Nestoren abgebaut und einen mode- 
ateren Kurs in der Lohnpolitik einge- 

tragen. Länder in SUdostasien sind 
Richtige Konkurrenten geworden. 
Z1'* den Ländern Mittel- und Osteuro- 
Pa« sind neue Standorte mit geringen 

^beitskosten hinzugekommen. Der 
^artschuß zum EG-Binnenmarkt 

eht kurz bevor. Vor diesem Hinter- 
grund ist die Bundesrepublik Deutsch- 
end ohne Zweifel ein teurer Standort. 

o
Weifellos verfügt der Wirtschaftsstand- 

Deutschland im internationalen Ver- 
* eich nach wie vor über erhebliche Stär- 

n: Die stark mittelständisch geprägte 
ruktur der deutschen Wirtschaft führt 

,u einer beachtlichen Flexibilität, Risi- 
s ^Bereitschaft und Kreativität. Der deut- 
le Markt ist groß und lukrativ. 

eutschland kann als Tor zu den neuen 
, arkten Mittel- und Osteuropas angese- 
hen Werden. Unsere Ausstattung mit 

fastruktur ist im internationalen Ver- 
ven?1 8Ut Der deutsche Arbeitsmarkt 
^ffügt über qualifizierte Arbeitskräfte. 
st h h.aben ein nohes Maß an Währungs- 
ü #/     *' sozialem Konsens, politischer 
tQ

nd rechtlicher Stabilität. All diese Fak- 
^ren wurden von den Vertretern der 

lrtschaft auf einem Expertengespräch 
j .. ^DU/CSU-Bundestagsfraktion aus- 
^»cklich gewürdigt. 

Se Standortvorteile dürfen allerdings 

nicht statisch interpretiert werden. Der 
internationale Standortwettbewerb ist ein 
außerordentlich dynamischer Prozeß. Die 
Konkurrenz um uns herum schläft nicht 
und unternimmt ihrerseits Anstrengun- 
gen, bisherige Standortnachteile abzu- 
bauen bzw. Standortvorteile noch stärker 
zum Tragen zu bringen. Als Beispiel zu 
nennen ist die jüngste Standortumfrage 
des Ifo-Instituts. 
Danach ist die bislang von den Unterneh- 
men in der Bundesrepublik positiv bewer- 
tete „Qualität der Arbeitskräfte" mittler- 
weile deutlich zurückhaltender eingestuft 
worden als in früheren Umfragen. Wäh- 

Von Michael Glos, 
stellvertretender Vorsitzender 
der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

rend das Institut darauf hinweist, daß 
sich darin nicht unbedingt ein absolut 
sinkendes Qualifikationsniveau der 
Arbeitskräfte in Deutschland widerspie- 
geln muß, sondern die zunehmend bes- 
sere Qualifikation der Arbeitnehmer in 
Konkurrenzstandorten, wurde auf dem 
Expertengespräch auch auf ein gesunke- 
nes (Durchschnitts-) Niveau der Schul- 
und Hochschulbildung in Deutschland 
hingewiesen. 
Angesichts des veränderten internationa- 
len Umfeldes besteht also die Gefahr, 
daß die bisherigen Positivfaktoren unse- 
res Wirtschaftsstandortes nicht mehr aus- 
reichen, um eine Vielzahl von Nachteilen 
zu kompensieren. So sind 1991 die Lohn- 
stückkosten bei uns um 5XA Prozent in die 
Höhe getrieben worden. Bei den Lohnzu- 
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Eine neue Veröffentlichung der KAS 
Seit kurzem liegt eine weitere Ausgabe • Der Beitrag der Ausländer zum wirt 
der „Zeitschrift zur politischen Bil- schaftlichen Wohlstand (Hans Diet- 
dung" vor. Hauptthema des 112 Seiten rich von Loeffelholz) 
umfassenden Heftes: • Asylrecht im Parteienstreit (Volker 

Asylbewerber und Ausländer Rühe, Erwin Huber, Uwe Lühr, Karl- 
heinz Blessing) 
• Nichts aus der Geschichte gelernt? in Deutschland 

Einige der Beiträge und Autoren: (Hans-Helmuth Knütter) 
• Die geschichtliche Dimension des 
Artikels 16 des Grundgesetzes (Hans- Weitere Informationen/Ansichtsex- 
Jürgen Papier) emplare: 
• Deutschland auf dem Weg zu einem Konrad-Adenauer-Stiftung 
Einwanderungsland (Eckart Schiffer) Institut für Politische Bildung 
• Asylrecht und Asylpraxis (Thomas Schloß Eichholz 
Trautwein) W-5047 Wesseling 

Satzkosten sind wir mit 85 Prozent des 
Direktentgeltes ein zweifelhafter Welt- 
meister. 
Im internationalen Vergleich belasten die 
deutsche Wirtschaft hohe Energie- und 
Umweltkosten. Die Steuerbelastung der 
Unternehmen beträgt bei uns rd. 65 Pro- 
zent und ist damit höher als in wichtigen 
Konkurrenzländern. Unsere Unterneh- 
men müssen ungleich mehr Feier-, 
Urlaubs- und Krankheitstage bezahlen 
als ihre ausländischen Konkurrenten. 
Unsere Arbeitnehmer arbeiten etwa 1 600 
Stunden pro Jahr im Vergleich zu 2100 
Stunden in Japan und 1 900 in den USA. 
Nicht einzelne Standortfaktoren sind es, 
die im Wettbewerb mit dem Ausland Pro- 
bleme bereiten. Es geht vielmehr um die 
Gesamtheit aller Einflußgrößen. Und die- 
ses Gesamtsystem ist es, das im interna- 
tionalen Wettbewerb steht und wo mögli- 
cherweise das Pendel zu Lasten der deut- 
schen Wirtschaft auszuschlagen droht. So 
betrugen 1990 und 1991 die Direktinvesti- 
tionen ausländischer Unternehmen in 
Deutschland netto 6 Mrd. DM, während 

die deutschen Investitionen im Ausland 
per saldo 64 Mrd. DM erreichten. 

Nicht zu Unrecht ist von Gewerkschaft8' 
seite gegenüber der CDU/CSU-BundeS' 
tagsfraktion darauf hingewiesen worden 
daß hohe Direktinvestitionen deutscher 
Unternehmen im Ausland auch eine not' 
wendige Antwort auf die Globalisierung 
der Weltmärkte darstellen. AuslandsinVe' 
stitionen werden getätigt, um ausländi- 
sche Märkte zu sichern, um am wissen- 
schaftlichen und technologischen Fort- 
schritt in anderen Ländern teilzunehme"' 
um protektionistische Schranken zu 
umgehen, um Wechselkursrisiken abzusi' 
ehern usw. Gleichwohl darf die Entwich' 
lung des Saldos der Direktinvestitionen 
mit dem Ausland nicht verharmlost wef' 
den. 

Die Notwendigkeit für Direktinvestitio- 
nen in anderen Ländern ergibt sich näm- 
lich auch für ausländische Unternehme11- 

Und hier ist zu fragen, warum diese 
gegenüber Investitionen in der Bundes^ 
publik so zurückhaltend sind. " 
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Illegales Abzweigen von nuklearem 
Material unbedingt verhindern 
Im Hinblick auf die Sicherung und 
Kontrolle des Kernmaterials in den 
Fernaugen sowjetischen Republiken 
erklärte der abrüstungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Peter Kurt Würzbach: 

kie Mehrzahl der ehemaligen Sowjetre- 
publiken ist immer noch nicht dem Atom- 
waffensperrvertrag beigetreten, obwohl 
dies wiederholt spektakulär angekündigt 
Wurde. Dies ist wegen der damit verbun- 
denen Sicherheitsrisiken nicht länger hin- 
Uehmbar. Um das illegale Abzweigen von 
nuklearem Material zu verhindern, ist 
eudlich eine wirksame und internationale 
Kontrolle erforderlich. 

Da in der Regel erst ein Beitritt zum 
^•chtverbreitungsvertrag und ein 

Abkommen mit der Internationalen 
Atomenergie-Agentur (IAEA) internatio- 
nale Möglichkeiten eröffnet, besteht für 
Monate, wenn nicht gar Jahre ein nicht 
vertretbares gefährliches Kontrollva- 
kuum. 
Um diesen unhaltbaren Zustand mög- 
lichst rasch zu beseitigen, sollten neben 
dringend erforderlichen wirksamen natio- 
nalen Kontrollmechanismen sofort 
zumindest regionale Kontrollsysteme 
geschaffen werden. Dabei kann die Euro- 
päische Gemeinschaft für Atomenergie 
(EURATOM) als Vorbild dienen und vor 
allem auch wertvolle Hilfestellung lei- 
sten. Wenn die ehemaligen sowjetischen 
Republiken weiterhin effektive Kontrol- 
len verhindern, sollte der Westen auch 
Beschränkungen bei den vielfältigen 
Hilfsmaßnahmen vornehmen. • 

JU-Aktion „Wir schreiben an George Bush" 
In den Kreisverbänden der Jungen 
Union ist jetzt bundesweit die 
Aktion „Wir schreiben an George 
Bush" angelaufen: Mit 50000 
Postkarten an die Adresse des ame- 
rikanischen Präsidenten macht sich 
die JU dafür stark, daß er persön- 
lich zu einem Erfolg der UN-Kon- 
ferenz für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) in Rio de Janeiro bei- 
trägt. 

Wie der Bundesvorsitzende der Jun- 
gen Union Deutschlands, Hermann 
pröhe, mitteilte, könne die Konferenz 
m Rio angesichts der Tatsache, daß 
allein auf die Vereinigten Staaten über 

ein Viertel der weltweiten energiebe- 
dingten CCh-Emissionen entfalle, nur 
Erfolg haben, wenn auch die USA zu 
verbindlichen Vereinbarungen über 
eine Reduzierung der Luftbelastung 
bereit seien. Außerdem sei die JU- 
Aktion ein Akt internationaler 
Umweltsolidarität mit Umweltschüt- 
zern in den USA. 

Gröhe betonte in diesem Zusammen- 
hang, daß auch die reichen Industrie- 
staaten beim Umweltschutz „endlich 
mit gutem Beispiel vorangehen müs- 
sen". Nur dann könnten sie glaubwür- 
dig umweltbewußtes Handeln von den 
armen Ländern des Südens erwarten. 
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Das Vertrauen der Bürger 
in die Großtechnologie stärken 

Anläßlich des Forums des Bundesfach- 
ausschusses Energiepolitik der CDU 
„Akzeptanz von Großtechnologie — 
Voraussetzung für den Industriestand- 
ort Deutschland" am 29. April 1992 
erklärte der Vorsitzende des Bundes- 
fachausschusses, Ludwig Gerstein: 

Großtechnologien und ihre Standorte 
sind in der Bundesrepublik Deutschland 
in den letzten Jahren immer häufiger zum 
Gegenstand heftiger Kontroversen 
geworden. Ihre Akzeptanz ist jedoch eine 
wesentliche Voraussetzung für eine 
zukunftsorientierte Energie-, Technolo- 
gie- und Wirtschaftspolitik. Die CDU 
will zu einer größeren Akzeptanz derarti- 
ger Technologien in der Bevölkerung bei- 
tragen: 
Q Das Vertrauen der Bürger in die 
Sicherheit und Zuverlässigkeit großtech- 
nologischer Anlagen muß gestärkt wer- 
den. Erforderlich ist eine „aufklärende 
Politik", welche die Sorgen der Men- 
schen ernst nimmt und einen intensiven 
Dialog mit dem Bürger führt. Das Für 
und Wider von Großtechnologien muß 
rational abgewogen und entemotionali- 
siert werden. Eine solche nüchterne 
Abwägung führt zu dem Schluß, daß eine 
sichere und ausreichende Energieversor- 
gung, die zugleich dem Ziel einer größt- 
möglichen Eingrenzung von Umweltbela- 
stungen und anderer Risiken verpflichtet 
ist, ohne den Einsatz von Großtechnolo- 
gien nicht gewährleistet werden kann. 
H Die Industrie der Bundesrepublik 
Deutschland ist hervorragend in der 
Lage, technologisch fortschrittliche und 

damit umweltgerechte Anlagen zu planen 
und zu bauen. Ein isolierter Ausstieg aus 
diesen Technologien — wie zum Beispiel 
im Falle der Kernenergie von SPD und 
Grünen gefordert — wäre zugleich auch 
ein Verzicht auf die laufende Verbesse- 
rung von internationalen Sicherheitsstan- 
dards. 
H Die Wettbewerbsfähigkeit des Wirt- 
schaftsstandortes Deutschland ist nur 
durch die Nutzung von Großtechnolo- 
gien zu erhalten. Der internationale Kon- 
kurrenzdruck wird im Europäischen Bin- 
nenmarkt und im internationalen Wettbe- 
werb weiter zunehmen. Die Akzeptanz 
von Großtechnologien wird ein entschei- 
dender Faktor der Standortqualität eines 
Landes sein und somit mitbestimmend 
für Investitionen und die Sicherung bzw. 
Schaffung von Arbeitsplätzen. Diese 
Akzeptanz in der Bevölkerung muß in 
Zukunft vor allem dadurch gesteigert 
werden, daß Großtechnologien und 
Umweltschutz noch stärker miteinander 
verzahnt werden. 
Q Akzeptanz kann nicht mit Konsens 
gleichgesetzt werden. Ein hunderprozen- 
tiger Konsens ist in einer Demokratie 
normalerweise nie erreichbar und gege- 
ben. Die Industrie sollte dies bei der For- 
derung an die Politik nach einem einstim- 
migen Konsens als Grundlage unterneh- 
merischer Entscheidungen beachten. In 
Fragen des Ausbaus von Großtechnolo- 
gien muß von seiten der Politik allerdings 
auch sichergestellt werden, daß einmal 
getroffene Mehrheitsentscheidungen 
langfristig — auch über Legislaturperio- 
den hinaus — ihre Gültigkeit behalten. • 
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Fehlendes Bauland darf nicht zu 
neuen Wohnungsdefiziten führen 
Zum Ergebnis einer Klausurtagung 
]kr Wohnungspolitiker der Unions- 
jraktion mit Fachleuten aus Ost- und 
Westdeutschland am 29. April 1992 
über neue Weichenstellungen zur 
Gewinnung von Bauland erklärte der 
W(>hnungspolitische Sprecher der 
cDU/CSU-Bundestagsfraktion, Diet- 
er Kansy: 

Wir müssen noch vor Jahresmitte eine 
neue Offensive zugunsten einer bedarfs- 
gerechten Ausweisung von Bauland und 
Mobilisierung von Wohnbauland für 
^willige starten und dabei von Bonn 
aus auch deutliche Signale in Richtung 
Länder und Gemeinden für ein integrier- 
tes wirksames Handlungsbewußtsein 
geben. 

unabhängig von den großen Finanzie- 
^ngsproblemen im Wohnungsbau pro- 
grammieren wir sonst bei bereits zwei 
Millionen fehlender Wohnungen und 
Ungelöster Zuwanderungsfrage nicht 
^ehr beherrschbare Wohnungsdefizite in 
ganz Deutschland allein durch fehlendes 
Bauland. 
^eue gesetzgeberische Signale können 
nach unserer Bestandsaufnahme sehr 

wohl auf den positiven Erfahrungen auf- 
bauen, die die verantwortlichen Hand- 
lungsträger zwischenzeitlich mit dem 
neuen Baugesetzbuch und dem Woh- 
nungsbauerleichterungsgesetz von 1990 
gemacht haben. Deshalb ist nicht in 
erster Linie ein neues Bodenrecht gefor- 
dert, sondern ein Umdenken — auch bei 
den Bürgern —, was den Stellenwert des 
Wohnungsversorgungsproblems und die 
daraus abzuleitenden Konsequenzen bei 
der Lösung von Zielkonflikten, etwa mit 
dem Umweltschutz, angeht. 
Zu Recht ist in der Anhörung hervorge- 
hoben worden, daß die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung bereits heute zum festen 
Bestandteil der Bauleitplanung gehört. 
Darüber hinausgehende Praktiken und 
Forderungen, auf die Baulandausweisung 
einen noch stärkeren naturschutzrechtli- 
chen Zugriff auszuüben, müssen sich 
kontraproduktiv auswirken. Das gilt für 
die in manchen Bundesländern bereits 
eingeführte Möglichkeit von naturschutz- 
rechtlichen Ausgleichsabgaben wie für 
die bürokratisch perfektionierte Gänge- 
lung von Gemeinden bei ihrer Bauleitpla- 
nung durch mittelinstanzliche Aufsichts- 
behörden. 

200000 offene Lehrstellen im Handwerk 
1991 war für das deutsche Handwerk nach Angaben seines Präsidenten Heribert 
Späth ein „besonders erfolgreiches Jahr". Der Umsatz der nach wie vor 615000 
westdeutschen Handwerks- und handwerksähnlichen Betriebe sei um 11,8 Pro- 
zent auf 600 Milliarden DM gestiegen. In den neuen Bundesländern habe es 
Ende 1991 etwa 128000 Handwerksbetriebe gegeben, 28000 mehr als 1990. Der 
Umsatz habe um 21 Prozent von 33 auf 40 Milliarden DM zugenommen. Nach 
Angaben Späths könnte das Handwerk in West- und Ostdeutschland noch 
200000 bis 250000 Lehrlinge einstellen, wenn es dafür Bewerber gäbe. 
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Präparat RU 486: 

Die Verantwortung liegt beim Unternehmen 
Es kann doch nicht sein, daß der 
Gesetzgeber pharmazeutische Unter- 
nehmen in der Bundesrepublik 
Deutschland auffordert, einen Zulas- 
sungsantrag beim Bundesgesundheits- 
amt (BGA) für ein bestimmtes Präpa- 
rat zu stellen. Das ist nicht Aufgabe 
des Parlaments. 

Ebensowenig darf ein pharmazeutisches 
Unternehmen — in diesem Fall die Firma 
Hoechst — vom Gesetzgeber eine Auffor- 
derung verlangen, für das Präparat RU 
486 einen Zulassungsantrag beim Bun- 
desgesundheitsamt zu stellen. Die Verant- 
wortung für einen solchen Schritt liegt 
allein beim Unternehmen. 

Wenn das Unternehmen einen solchen 
Schritt aus politischen oder auch ethi- 
schen Erwägungen oder weshalb auch 
immer unterläßt, ist dies allein seine 
Sache. 

In den unternehmenspolitischen Grund- 
sätzen der Firmen Hoechst und Roussel 
Uclaf ist im Zusammenhang mit RU 486 
festgelegt: „Drittens muß der ausdrückli- 
che Wunsch auf Zulassung von Mifepri- 
ston vorliegen— beispielsweise in Form 
von schriftlichen Aufforderungen einer 
repräsentativen, verantwortlichen Instanz 
eines Landes, wie sie Regierungs- oder 
Gesundheitsbehörden darstellen." 
Editha Limbach, Mitglied der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: Eine solche 
Aufforderung, wie sie auch die SPD ver- 
langt, verschiebt die Verantwortlichkeiten 
in unzulässiger Weise. 
Die Aufforderung durch den Gesetzge- 
ber, einen Zulassungsantrag beim Bun- 
desgesundheitsamt zu stellen, würde den 
Deutschen Bundestag zugleich politisch 
haftbar machen in einer Frage, in der wir 
als Abgeordnete überhaupt nicht gefragt 
sind. 

Vorsitzenden-Konferenz der Frauen-Union 
Nicht länger warten. Den not- 
wendigen Schritt tun: Das 
Gleichberechtigungsgesetz für 
Frauen in Familie und Beruf 

Unter diesem Motto findet am 23. Mai 
1992 im Konrad-Adenauer-Haus in 
Bonn eine Vorsitzenden-Konferenz 
der Frauen-Union statt. Dabei sollen 
das Gleichberechtigungsgesetz, das 
die Ministerin für Frauen und Jugend 
in diesem Jahr auf den Weg bringt, 
sowie dessen Einzelregelungen disku- 
tiert werden. 

Workshop 
Am 13. Mai 1992, ebenfalls im Kon- 
rad-Adenauer-Haus in Bonn, veran- 
staltet der Bundesfachausschuß 
Frauen-Politik der CDU einen Work- 
shop über „Hilfen für Alleinerzie- 
hende und einkommensschwache 
Familien". 
Anmeldungen für beide Veranstal- 
tungen : Frauen-Union der CDU, 
Konrad-Adenauer-Haus, Friedrich- 
Ebert-Allee 73-75, 5300 Bonn 1, 
Tel. (02 28) 5 44-2 85/-313 
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Frauen überproportional in gering- 
fügigen Beschäftigungsverhältnissen 
J?te Vorsitzende der Gruppe der 
* rauen der CD U/CSU-Bundestags- 
raktion, Ursula Männle, erklärte 
ach einem Gespräch mit Vertreterin- 

j»en der Katholischen Arbeitnehmer- 
Regung (KAB) und der Katholi- 
ken Frauengemeinschaft Deutsch- 
es (kfj) üDer geringfügige Beschäf- 
•gungsverhältnisse: 

v,e Gruppe der Frauen wird sich für eine 
nderung der bestehenden Rechtslage 

LI! ^n geringfügigen Beschäftigungsver- 
a,tnissen einsetzen, und die Verbände 
erden durch Aufklärungsaktionen zur 
ewußtseinsveränderung unter Betroffe- 

nen beitragen. 

t
n dem Gespräch mit den Verbandsver- 

Irinnen wurde vorgetragen, daß die 
.,nführung der Meldepflicht von gering- 
SJgen Beschäftigungsverhältnissen 

gütlich gemacht habe, daß der Umfang 
fs.er Beschäftigungsverhältnisse unter- 
ftätzt worden sei. Dabei seien die priva- 

.en Haushalte noch nicht einmal erfaßt, 
d

n denen zunehmend für Haushalt, Kin- 
erbetreuung und Altenpflege geringfü- 

g,8 Beschäftigte arbeiteten. 
s könne wohl davon ausgegangen wer- 

*J» daß etwa sechs bis acht Millionen 
geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 

Runden, wobei Frauen überproportio- 
k   Vertreten seien. Eine von der KAB 

ereits im Jahre 1988 durchgeführte 
ntfrage habe ergeben, daß 54 Prozent 

hä[Xn- ^e"n8fug'8en Beschäftigungsver- 
. bissen arbeitenden Frauen sich für 

c, e Sozialversicherungspflicht ausspra- 
en> 38 Prozent dies nicht wollten, 

b 

.   °nt wurde, die häufig vorgetragenen 
»uniente, die Sozialversicherungs- 

pflicht bringe lediglich eine kleine Rente, 
die Belastung der Krankenkassen sei zu 
groß und mittelständische Unternehmen 
seien nicht mehr konkurrenzfähig, seien 
zu relativieren. Selbst kleine Beiträge 
könnten zu einer nicht unbeträchtlichen 
Aufstockung der Rentenbeträge führen, 
ja könnten unter Umständen verhindern, 
daß Frauen zu Sozialhilfeempfängerin- 
nen würden. 

Die Belastung der Krankenkassen sei ein 
Scheinargument, da durch die doch weit- 
gehend bestehende Absicherung über den 
Ehepartner die Sachkosten ohnehin 
getragen werden müßten. Der Konkur- 
renzfähigkeit stehe das Argument der 
Wettbewerbsverzerrung gegenüber. Dies 
sei insbesondere dann der Fall, wenn 
Arbeitsplätze geteilt und gedrittelt wür- 
den, um die Lohnnebenkosten zu vermei- 
den. 

In Anbetracht der großen Zahl der 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 
gingen der Gemeinschaft erhebliche 
Beträge verloren, obwohl sie andererseits 
Leistungen (Krankenkosten, Sozialhilfe) 
erbringen müßte. Insgesamt dürfte hier- 
aus ein beachtlicher volkswirtschaftlicher 
Schaden erwachsen. 

Die Forderungen der beiden Verbände 
wurden prinzipiell unterstützt. Die Parla- 
mentarierinnen haben bereits eine 
Umfrageaktion in den Bundesministerien 
über die dort bestehenden Arbeitsver- 
träge des Reinigungspersonals — insbe- 
sondere dessen Sozialversicherungs- 
pflicht — durchgeführt und die Ministe- 
rien aufgefordert, künftig darauf zu ach- 
ten, daß das Reinigungspersonal sozial- 
rechtlich abgesichert ist. • 
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CDU startet große Aktion: 

Wir machen uns 
stark für Europa 

Zum Europatag 1992 am 5. Mai 
erklärten in einer gemeinsamen Pres- 
sekonferenz Generalsekretär Peter 
Hintze, die stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU, Bundesministerin 
Angela Merkel, und der Vorsitzende 
des Bundesfachausschusses Außenpo- 
litik der CDU, Elmar Brok: 

Europa braucht die 
Zustimmung seiner Bürger 
Die Europäische Einigung wird jetzt kon- 
kret: Bis zur Verwirklichung des Europäi- 
schen Binnenmarktes sind es noch weni- 
ger als 250 Tage. Am Ende dieses Jahr- 
zehnts werden die Europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion sowie die 
Politische Union Europas vollendet sein. 
Aus der Gemeinschaft westeuropäischer 
Staaten wird eine echte europäische 
Gemeinschaft. Unser Kontinent tritt in 
eine neue Epoche ein. 
Diese historische Entwicklung nimmt die 
CDU Deutschlands zum Anlaß für eine 
breit angelegte Europa-Aktion unter dem 
Motto „Wir machen uns stark für 
Europa". 
Die europäische Einigung braucht die 
Unterstützung der Menschen. Ein auf 
Freiheit, Frieden, Menschenrechten und 
Demokratie gegründetes Europa ist ohne 
die Zustimmung seiner Bürger nicht 
denkbar. Nur wenn die europäische Eini- 

gung als Vorteil und Chance verstanden 
wird, kann sie auf Dauer Bestand haben- 

Über 80 Prozent der Deutschen sind zW3f 

davon überzeugt, daß die Lösung 
bestimmter Probleme wie z. B. Friedens- 
sicherung, Drogenbekämpfung oder de«" 
Aufbau der osteuropäischen Länder nuf 
im gesamteuropäischen Rahmen gelingt 
kann. Nachdem der europäische Eini- 
gungsprozeß durch die Beschlüsse von 
Maastricht konkreter geworden ist, hab^1 

aber auch die Sorgen und Befürchtung6" 
gegenüber dieser Entwicklung zugenom- 
men. In nur 15 Monaten ist die Zahl def 

Deutschen, die dem Binnenmarkt mit 
Hoffnungen entgegensehen, von 52 au» 
35 Prozent geschrumpft. Die Zeiten, wo 
es Mehrheiten für ein einheitliches euro- 
päisches Geld gab, liegen gut zwanzig 
Jahre zurück. 

Diese Vorbehalte und Sorgen der Men- 
sehen gegenüber dem europäischen Ein1' 
gungsprozeß müssen ernst genommen 
werden. Es wäre fatal, wenn die nach ö> 
schlimmen Erfahrungen zweier Welt- 
kriege entworfene Vision Europas heute 
populistisch zerredet würde. Die CDU 
setzt deshalb mit ihrer Europa-Aktion 
rationale Argumentation gegen popuHst'' 
sehe Stammtischparolen. Wir lassen nicP 

zu, daß Rechtsradikale Ängste gegen. 
Europa schüren und einen neuen Natio- 
nalismus propagieren. 
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^le Europa-Kampagne der CDU ist 
esentlich eine Informationskampagne. 

Je Jst dringend erforderlich, weil das 
issen über die Auswirkungen der euro- 

^ jschen Projekte auf die persönliche 
epenssituation der Menschen in weiten 

v- ,en der Bevölkerung offenkundig noch 
zu gering ist. Unsicherheit und Äng- 

e sind Folgen fehlender Information. 
,r Werden deshalb im Rahmen der 

üropa-Aktion die Bürger über die 
dritte auf dem Weg zur Einigung Euro- 
s mtensiv informieren. Die Menschen 

,   Ssen klare Vorstellungen darüber 
°en, wie durch den Binnenmarkt neue 
ancen für Wachstum, Beschäftigung, 

günstigere Preise und mehr Vielfalt bei 
ren und Dienstleistungen erschlossen 

Werden. 
,r müssen stärker als bisher nicht nur 

<ven Befürchtungen im Hinblick auf die 
SoK        l einer gemeinsamen europäi- 
ai k ^aurunS entgegentreten, sondern 
^ cn die Chancen verdeutlichen, die mit 
tyF Euro-Mark für die internationale 
si A

Werbsfähigkeit Europas gegeben 
d- Und schließlich muß jeder Bürger 

„j ^en: die Einigung Europas vollzieht 
sich nach einem klaren Fahrplan; die p.     ---vn einem Klaren raurpiaii, uie 
JJtwicklung ist kalkulierbar und über- 
Schaubar. 

tio   „uchen nicht nur mehr Informa- 
n über Europa. Notwendig ist vor 

du ^ aucn eme überzeugende Begrün- 
Hnt a •     ^'e neue Stufe ^er europäischen 
lej Wlcklung, die durch Maastricht einge- 
SUm*Worden ist: Eur°Pa auf dem Weg 
Se    

eui*opäischen Bundesstaat. Wir müs- 
lat•       ÜCn machen, daß viele unserer 
Päi °La'en Probleme nur noch in euro- 
He  c^er Kooperation gelöst werden kön- 
h-ä Nationalstaat herkömmlicher 
jJ Sung ist an die Grenzen seiner 
scu Un8Srnöglichkeiten gekommen. Wirt- 
°ffp    Un<* s'c^ere Arbeitsplätze sind auf 

ne Grenzen und internationale 

Zusammenarbeit angewiesen. Umwelt- 
schutz muß grenzenlos sein. Der Zustrom 
von Asylbewerbern kann nur im Rahmen 
europäischer Regelungen bewältigt wer- 
den. Gerade in einer Zeit zunehmender 
nationaler Konflikte wird die Gemein- 
schaft zum festen Stabilitätsanker. 
Mit unserer Europa-Kampagne wollen 
wir das Bewußtsein dafür stärken, daß 
gerade wir Deutschen vom geeinten 
Europa profitieren werden. Als Land in 
der Mitte Europas, rohstoffarm und auf 
Exporte angewiesen, braucht Deutsch- 
land die europäische Einigung. Das 
Zusammenwachsen Europas liegt im 
deutschen Interesse. Deshalb macht sich 
die CDU stark für Europa. 

Die CDU ist die Partei 
der deutschen Einheit und der 
europäischen Einigung 
Für die CDU bestand immer ein unauf- 
lösbarer Zusammenhang zwischen der 
deutschen Einheit und der europäischen 
Einigung. Wir haben die deutsche Einheit 
erreicht; wir werden auch die Einigung 
Europas vollenden. Die CDU ist die füh- 
rende deutsche Europa-Partei. 
Der europäische Einigungsprozeß ist in 
den zurückliegenden 45 Jahren entschei- 
dend von Christdemokraten in Europa 
gestaltet worden. Mit Adenauer, de Gas- 
peri und Schuman zählen führende 
Christdemokraten zu den Gründungsvä- 
tern des modernen Europas. Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl hat die Europäische 
Gemeinschaft nach 1982 aus der Sack- 
gasse geführt und der Einigungspolitik 
neue und entscheidende Anstöße gege- 
ben. Die europäische Orientierung ist ein 
unverwechselbarer und unverzichtbarer 
Teil christdemokratischer Identität. Sie 
steht nicht zur Disposition und für tages- 
politische Taktik nicht zur Verfügung. 
Für antieuropäische Polemik ist in der 
Union kein Platz. 
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Dieses Grundverständnis bringen wir in 
unserem Aktions-Logo zum Ausdruck, 
indem die deutschen und europäischen 
Farben miteinander verbunden werden. 
Das geeinte Deutschland und die Eini- 
gung Europas sind zwei Seiten derselben 
Medaille; dies ist unsere politische Philo- 
sophie seit Adenauer gewesen. Die CDU 
versteht sich als deutsche und zugleich 
europäische Partei. Wir sind modern, 
offen für die Zukunft, und wir stellen uns 
unserer internationalen Verantwortung. 
Der Slogan der Aktion „Wir machen uns 
stark für Europa" ist in einem dreifachen 
Sinn zu verstehen: Wir wollen Europa 
voranbringen. Wir wollen Deutschland 
auf die neuen Herausforderungen in 
Europa vorbereiten. Und wir wollen 
unsere Parteiarbeit stärker auf Europa 
ausrichten. Mit unserer Europa-Aktion 
leiten wir eine intensive Europäisierung 
der CDU auf allen Ebenen ein. 

Europa bietet den neuen 
Ländern besondere Chancen 
Mit unserer Europa-Aktion verbinden 
wir im Hinblick auf die neuen Länder 
zwei wichtige Aspekte: Zum einen geht es 
darum, daß auch die Menschen in Ost- 
deutschland sich als Bürger des sich eini- 
genden Europas erfahren können. Zum 
anderen bietet diese Aktion auch die 
Chance, die bisher wesentlich auf West- 
europa konzentrierte europäische Sicht- 
weise nach Osten hin zu erweitern. Die 
bisherige EG ist nicht das künftige 
Europa. 
Auch in den neuen Bundesländern dient 
die Europa-Aktion in erster Linie der 
Information. Die Menschen im Westen 
hatten seit Jahrzehnten zumindest die 
Chance, sich europäisch zu orientieren. 
In dieser Hinsicht gibt es in Ostdeutsch- 
land einen erheblichen Nachholbedarf. 
Es fehlt nicht nur an Kenntnissen über 
europäische Institutionen — dieses Defi- 

zit ist auch im Westen nicht selten anzu- 
treffen —, es fehlt vor allem auch die 
konkrete Erfahrung der kulturellen Viel- 
falt Europas als Grundlage eines gesamt' 
europäischen Bewußtseins. Es geht jetzt 
darum, die enge, einseitig ausgerichtete 
RGW-Perspektive zu überwinden. Des- 
halb reicht es nicht aus, im Rahmen unse' 
rer Europa-Aktion Informationsveran- 
staltungen durchzuführen und Broschü- 
ren zu verteilen. Gerade für die Men- 
schen in den neuen Ländern sind Begeg' 
nungsprogramme mit christdemokrati- 
schen Partnerparteien in anderen euro- 
päischen Ländern von großer Bedeutung 
Europa muß für die Ostdeutschen im 
doppelten Wortsinn „erfahrbar" werden- 

Gerade in den neuen Ländern werden 
große Hoffnungen auf Europa gesetzt ** 
sogar mehr als im Westen. Die Integra- 
tionsneigung im Blick auf eine Politisch 
Union ist deutlich größer, auch wenn 
viele der Auffassung sind, daß Europa 2 

bürokratisch ist. Wo europäische Lösufl' 
gen befürwortet werden, geschieht dies 
mit mehr Nachdruck als im Westen. Nnf 

46 Prozent der Bürger in den alten Län- 
dern, aber 59 Prozent der Ostdeutschen 
setzen beim Thema „stabile Wirtschaft' 
auf eine europäische Lösung. Bei The- 
men wie Umweltschutz, Aufbau der La"' 
der Osteuropas oder Bekämpfung des 
Drogenmißbrauchs vertrauen 90 Prozen1 

und mehr auf Europa. 

Es gibt in den neuen Ländern ein große* 
Interesse an Europa. Es gibt freilich 
inzwischen auch gegenläufige Tenden- 
zen. Die aktuellen Schwierigkeiten übe'' 
lagern vieles; manche euphorische Ho"' 
nung, die vor zwei Jahren aufkam, ist 
inzwischen in Ernüchterung umgeschla- 
gen. Im Rahmen unserer Europa-Aktion 
werden wir deshalb auch ein realitätsge' 
rechtes Bild der Chancen vermitteln rnös 

sen, die Europa den neuen Ländern b»e* 
tet. Allein die im Rahmen der Regional' 
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Förderung der EG vergebenen Gelder an 
die ostdeutschen Bundesländer haben 
eine Gesamtinvestition von über 43 Milli- 
arden Mark zur Folge. Die Vernetzung 
der Treuhandanstalt mit dem „BC-Netz", 
^ner EG-weiten computergesteuerten 
Kooperationsbörse für kleine und mitt- 
lre Unternehmen ist nur ein Beispiel für 
die Chancen, die Europa den neuen Län- 
dern bietet. 

°ie neuen Bundesländer haben aber 
aUch einen neuen und wesentlichen 
^sPekt in den europäischen Einigungs- 
Prozeß einzubringen. Für die Westdeut- 
Schen war der Osten Europas lange Zeit 
aus dem Bewußtsein verschwunden. Die 
alte Bundesrepublik war politisch und 
geistig fast ausschließlich nach Westen 
Yln orientiert. Es gab und gibt auch heute 
jrnrner noch in Westdeutschland kaum 
Erfahrungen mit dem Osten Europas. 

.Cn°n in der Vergangenheit war dies 
f^cherlich ein großer Verlust. Für die 
Künftige Entwicklung Europas kann sich 
dies sogar als ein gefährliches Defizit 
erweisen. Deutschland ist angesichts sei- 
ner geographischen Lage am direktesten 
J'om Erfolg oder Mißerfolg der Entwick- 
lungen im Osten unseres Kontinents 
^troffen. Wenn der Westen jetzt nicht 

en Osten stabilisiert, wird der Westen 
°rn Osten destabilisiert werden. 
le Unterstützung der neuen Demokra- 

,en ist eine gesamteuropäische Aufgabe 
no kann auch nur in einer gesamteuro- 

päischen Anstrengung gelingen. Der 
uropäische Einigungsprozeß muß des- 
aIb auf Erweiterung und Vertiefung 

^zielen. Wenn an Oder und Neiße keine 
eue Wohlstandsgrenze entstehen soll, 
uß die Europäische Gemeinschaft die 

aten Osteuropas einbeziehen. Bran- 
enburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
achsen dürfen nicht zu östlichen Rand- 
aaten der Gemeinschaft werden, 

dem Weg zu einer nach Osten hin 

erweiterten europäischen Gemeinschaft 
können die Menschen in den neuen Bun- 
desländern einen eigenständigen Beitrag 
leisten. Ihre — nicht immer unproblema- 
tischen — Erfahrungen mit den ehemali- 
gen „sozialistischen Bruderländern" 
eröffnen heute neue Möglichkeiten des 
Transfers von technischem Know-how 
und des kulturellen Austauschs. Die Bil- 
dung von grenzüberschreitenden Euro- 
Regionen, wie sie z. B. im Länderdreieck 
zwischen Sachsen, Böhmen und Schle- 
sien konkrete Formen annimmt, sind Vor- 
stufen einer Ausweitung der Europäi- 
schen Gemeinschaft nach Osten. In weni- 
gen Jahren werden die Erfahrungen, die 
jetzt beim Aufbau in den neuen Ländern 
Deutschlands gesammelt werden, sich als 
unverzichtbare und wertvolle Hilfe für 
die anderen ehemals sozialistischen Län- 
der erweisen, wenn es darum geht, diese 
in die Europäische Gemeinschaft zu inte- 
grieren. 

Wir vertreten deutsche 
Interessen in Europa 
Die Europa-Aktion der CDU dient nicht 
nur der Information der Bürger. Die 
Aktion ist zugleich der Auftakt einer 
intensiven Befassung mit europapoliti- 
schen Themen. Maastricht hat mit den 
Entscheidungen über die Politische 
Union und die Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion entscheidende Weichenstel- 
lungen vorgenommen. Es kommt jetzt 
darauf an, die Beschlüsse von Maastricht 
auszufüllen und weiterzuentwickeln. 
Maastricht war kein Endpunkt, sondern 
eine wichtige Etappe auf dem Weg zum 
europäischen Bundesstaat. 
Die CDU setzt vor allem folgende euro- 
papolitische Prioritäten: 

• Politische Union und Wirtschafts- 
und Währungsunion müssen sich parallel 
entwickeln. Die Maastrichter Festlegung, 
auf einer Regierungskonferenz bis 1996 
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die dafür notwendigen Schritte zu ergrei- 
fen, muß eingehalten werden. 
Maastricht hat erneut einen wesentlichen 
Ausbau der Rechte des Europäischen 
Parlaments gebracht. Damit ist aber noch 
nicht die vollständige Gleichstellung zwi- 
schen Parlament und Ministerrat erreicht 
worden. Dies muß bis 1996 erreicht wer- 
den, weil sonst die Akzeptanz der EG 
beim Bürger und damit die Politische 
Union überhaupt gefährdet sind. Fort- 
schritte in der Integration dürfen nicht 
mit demokratischen Rückschritten ver- 
bunden sein. 
Gemeinsame Politikbereiche, die in 
Maastricht vereinbart wurden, müssen bis 
1996 zu gemeinschaftlichen werden. Dies 
gilt insbesondere für die Zuständigkeiten 
in der Außen- und Sicherheitspolitik 
sowie in der Rechts- und Innenpolitik. 

W Die Vereinbarungen von Maastricht 
zur Wirtschafts- und Währungsunion 
müssen streng eingehalten werden. Eine 
Veränderung wäre nur bei Zustimmung 
aller zwölf nationalen Parlamente mög- 
lich. Die CDU wird sich jedem Versuch 
widersetzen, die in Maastricht gefunde- 
nen Kriterien zur Wahrung der Stabilität 
einer künftigen europäischen Währung 
aufzuweichen. Die Währungsunion darf 
nur verwirklicht werden, wenn tatsäch- 
lich alle vereinbarten Stabilitätskriterien 
erfüllt sind. Wir halten daran fest, daß 
die Europäische Zentralbank ihren Sitz in 
Deutschland nimmt. 

fcl Die EG braucht ein klares Konzept 
für die Erweiterung. Eine Aufnahme wei- 
terer Mitgliedsstaaten muß an die Erfül- 
lung von unabdingbaren Voraussetzun- 
gen geknüpft sein. Die bloße Vorgabe 
eines Zeithorizontes reicht nicht aus. Die 
Vertiefung und die Erweiterung der 
Gemeinschaft bedingen einander, wenn 
die Gemeinschaft ihren Aufgaben gerecht 
werden soll. 

Zu den Bedingungen, die vor einer Auf- 
nahme in die EG erfüllt sein müssen, 
gehören aus Sicht der CDU: 
• gefestigte demokratische Strukturen; 
• weitgehende Entstaatlichung der 

Wirtschaft; 
• uneingeschränkte Akzeptanz des bis 

dahin erreichten Standes der Integra- 
tion der Gemeinschaft, einschließlich 
der vollen Teilnahme an einer 
gemeinsamen europäischen Außen- 
und Sicherheitspolitik; 

• Anerkennung der politischen Finalität 
der Gemeinschaft. 

Die CDU erwartet, daß ein detailliertes 
Konzept für die Erweiterung der EG 
durch die Kommission umgehend vorge- 
legt wird. 

] Wir brauchen dringend eine gesamt- 
europäische Lösung des Asylproblems. 
Das Abkommen von Schengen und die 
Dubliner Konvention müssen jetzt zügig 
ratifiziert werden. Als spezifischen Bei- 
trag zu einer gesamteuropäischen Lösung 
muß die Bundesrepublik Deutschland die 
Art. 16 und 24 ihres Grundgesetzes so 
ergänzen, daß sie voll an europäischen 
Regelungen teilnehmen kann. Darüber 
hinaus wollen wir erreichen, daß mit den 
derzeitigen Nicht-EG-Staaten, mit denen 
wir eine gemeinsame Grenze haben, ver- 
gleichbare Abkommen vereinbart wer- 
den. 

H Angesichts offener Grenzen in 
Europa, aber auch angesichts einer 
zunehmenden internationalen Verflech- 
tung der organisierten Kriminalität muß 
die Verbrechensbekämpfung gesamteuro- 
päisch organisiert werden. Neben den 
nationalen Sicherheitsbehörden muß eine 
europäische Polizei nach dem Vorbild 
des amerikanischen FBI geschaffen wer- 
den. Europol ist neben dem Abkommen 
von Schengen und Dublin ein wichtiger 
Schritt. 
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•*• Es ist ein Erfolg der CDU-Politik, 
~aß in Deutschland ein europaweit vor- 
bildliches Netz der sozialen Sicherheit 
|eschaffen wurde. Dieser hohe soziale 
Standard darf im künftig geeinten 
Europa nicht gefährdet werden; die Inte- 
gration darf nicht zu Lasten der sozialen 
Sicherheit gehen. Die nationalen Sozial- 
systeme dürfen auch nicht zu einem 
Instrument der Umverteilung in der 
Gemeinschaft werden. Wir setzen uns 
dafür ein, daß soziale Mindeststandards 
als einklagbare Rechte aller Arbeitneh- 
mer in Europa vereinbart werden. Des- 
halb muß das von der Kommission vorge- 
he Soziale Aktionsprogramm mit Hilfe 

des Maastrichter Zusatzabkommens 
Schnell vom Rat und Europäischen Parla- 
met verabschiedet werden. 

"Wir treten dafür ein, daß das künftig 
feinte Europa nach dem bewährten 
^°dell der föderalen Ordnung der Bun- 
desrepublik Deutschland gestaltet wird, 
^abei muß sichergestellt werden, daß 
a,,e Aufgaben, die von kleineren Einhei- 
en erfüllt werden können, nicht auf zen- 
rale europäische Institutionen übertra- 
|^n werden. Das geeinte Europa ist seit 
Maastricht dem Prinzip der Subsidiarität 
VerPflichtet. Deshalb muß die Aufgaben- 
Erteilung zwischen EG, Bund und Län- 

ern stets im Sinne des Föderalismus zur 
ermeidung von Zentralismus überprüft 

Werden. 
er in Maastricht eingesetzte beratende 
usschuß der Regionen und Kommunen 
uß dabei eine wichtige Rolle spielen. 

Örv 7^ wie in Maastricht vereinbarte 
^einsame Außen- und Sicherheitspoli- 

rnuß möglichst umgehend Instru- 
fähnte erha,ten' damit die EG handlungs- 
s ^8 werden kann. Dazu gehört die 

affung einer europäischen Armee auf 
v r Grundlage des deutsch-französischen 
Korps. 

Angesichts wachsender politischer Insta- 
bilitäten an den Außengrenzen der EG 
muß Europa in der Lage sein, den Frie- 
den in seiner unmittelbaren Nachbar- 
schaft gemeinsam und mit eigenen Kräf- 
ten zu sichern und gegebenenfalls wieder- 
herzustellen. Dabei muß die EG insbe- 
sondere Verantwortung durch wirtschaft- 
liche und politische Kooperation als vor- 
beugende friedenserhaltende Maßnah- 
men für die Mittelmeer-Region überneh- 
men. Darüber hinaus ist ein aktiver Bei- 
trag der Gemeinschaft zur Stabilisierung 
der Staaten Osteuropas unverzichtbar. 
Allerdings müssen die von den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft dafür 
übernommenen Lasten fair verteilt wer- 
den. 
Das Delors-II-Paket muß verstärkt die 
Finanzierung der gemeinsamen Außen- 
politik ermöglichen, um auf diese Weise 
alle EG-Staaten z. B. für den Aufbau Mit- 
tel- und Osteuropas in die Pflicht zu neh- 
men. Die CDU begrüßt es, daß die EG 
sich in Zukunft noch stärker an der Struk- 
turpolitik für Ostdeutschland finanziell 
beteiligen will. 

KJ Europa muß stärker gemeinsame Ver- 
antwortung für die ärmeren Regionen in 
der Welt übernehmen. Wir setzen uns 
dafür ein, daß die Europäische Gemein- 
schaft zum Abbau von Ungerechtigkeiten 
in der Welt beiträgt, indem sie Protektio- 
nismus, Subventionen und Zollschranken 
abbaut und ihren Markt für die Einfuhr 
von Produkten der Entwicklungsländer 
öffnet. Ein Erfolg der GATT-Verhand- 
lungen ist für die Entwicklungsländer 
wichtiger als finanzielle Entwicklungs- 
hilfe. 

lIÜ Wir fordern, daß noch in diesem Jahr 
die Sitzverteilung im Europäischen Parla- 
ment stärker an der Bevölkerungszahl der 
Mitgliedsstaaten ausgerichtet wird. Die 
Zahl der deutschen Abgeordneten muß 
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entsprechend dem Bevölkerungszuwachs 
durch die neuen Länder erhöht werden. 
Deutsch als die am weitesten in der 
Gemeinschaft verbreitete Muttersprache 
muß weitere Arbeitssprache der EG wer- 
den. 

„Wir machen uns stark 
für Europa" 
Wir beginnen unsere Europa-Aktion im 
Vorfeld der Verwirklichung des Europäi- 
schen Binnenmarktes. Die Aktion ist 
allerdings weit über den Rahmen dieses 
Jahres hinaus angelegt. Der europäische 
Einigungsprozeß ist die entscheidende 
historische Veränderung dieses Jahr- 
zehnts und bedarf deshalb einer intensi- 
ven politischen Begleitung. Europapolitik 
ist ein Dauerthema der neunziger Jahre. 
Deshalb wollen wir erreichen, daß auf 
allen Ebenen der Partei bis hin zum Orts- 
verband europapolitische Themen kom- 
petent diskutiert werden können. Wir 
wollen eine „Europäisierung" unserer 
Parteiarbeit erreichen. 
Wir haben uns ein ehrgeiziges Ziel 
gesteckt: Bis zur Europawahl im Juni 
1994 werden wir in jeder örtlichen Glie- 
derung der CDU Deutschlands minde- 
stens eine europabezogene Veranstaltung 
durchführen. Schon jetzt haben viele 
Landesverbände und Bundesvereinigun- 
gen europapolitische Veranstaltungen in 
ihre Planung aufgenommen. So wird z. B. 

der Landesverband Rheinland-Pfalz 
einen Europa-Kongreß durchführen; der 
Landesverband Thüringen bietet Schu- 
lungen zu europapolitischen Themen für 
alle Mandatsträger an; der EAK wird 
seine Bundestagung im September zum 
Thema „Christsein in Europa" veranstal- 
ten; ebenfalls im Herbst führt die 
Frauen-Union ihre Bundesdelegierten- 
Versammlung unter dem Thema „Frauen 
in Europa" durch; der Deutschlandtag 
der Jungen Union wird unter dem Motto 
„Fit für Europa" stehen; die CDA lädt 
ein zum „Europäischen Jugendcamp". 
Ein Aktionsleitfaden der Bundespartei 
gibt praktische Anregungen für die euro- 
papolitische Arbeit. 

Wir begreifen die Europapolitik als 

zentrale Herausforderung an die 
politische Arbeit der CDU in diesen 
Jahren. Die Einigung Europas wird 
sich als entscheidender Modernisie- 
rungsschub für unser Land erwei- 
sen ; mit der Europapolitik steht di* 
Modernität und Zukunftsfähigkeit 
der CDU auf dem Prüfstand. Keine 
andere Partei als die CDU ist bis- 
her erfolgreicher für deutsche 
Interessen in Europa eingetreten. 
Die CDU wird auch weiterhin die 
deutsche politische Kraft sein, die 
europäische Zukunft gestaltet. 

Krause will Vorbeifahr-Verbot für Schulbusse 
Verkehrsminister Günther Krause will die Sicherheit an den Schulbushaltestel- 
len verbessern. Darauf zielt nach Angaben seines Ministeriums ein Verord- 
nungsentwurf, wonach generell an Schulbussen, die an Haltestellen außerhalb 
geschlossener Ortschaften stehen, nicht vorbeigefahren werden darf. Die Busse 
müssen hierfür mit besonderen Leuchten an den Ecken der Fahrzeuge ausgestat- 
tet werden. Die Regelung soll versuchsweise eingeführt und wissenschaftlich 
begleitet werden. Im Verkehrsministerium wurde darauf verwiesen, daß die 
Gefahren besonders an Haltestellen außerhalb der Ortschaften erheblich sei. 
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Unsere Sympathiewerbemittel 
für Ihre Europa-Aktionen 

^as zentrale Rahmenplakat 
»Wir machen uns 
stark für Europa" 
(ÖIN Al, Bestell-Nr.: 8481, Verpak- 
^ngseinheit: 50 Expl., Preis je Einheit: 
^> — DM) gibt es auch als Rahmenflug- 
b|att: DIN A4, Bestell-Nr.: 1482, Verpak- 
iUr>gseinheit: 500 Expl., Preis je Einheit: 
I8>-DM. 

~as neue Europa- 
^ktionszeichen als Aufkleber 
Bestell-Nr.: 9480 
^erPackungseinheit: 100 Stück 
Prejs je Einheit: 12,- DM. 

fitere Sympathie- 
Werbemittel: 
• Fußball-EM-Kalender 
Bestell-Nr.: 2472 

erPackungseinheit: 250 Exemplare 
reis je Einheit: 22,50 DM. 

Europa-Regenschirm 
Bestell-Nr.:9439 

erPackungseinheit: 1 Schirm 
reis je Schirm: 9,45 DM. 

^DU-Schlüsselanhänger 

«esteU-Nr.:9455 
erPackungseinheit: 25 Stück 
re,sJe Einheit: 26,25 DM. 

Europa-Feuerzeug 
5es*ell-Nr.:9506 
p
erPackungseinheit: 25 Stück 
re,sJe Einheit: 23,75 DM. 

Broschüre: Europa von A-Z 

EUROPA 

Die deutsche Europa-Partei 

Bestell-Nr.: 5514 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 24, — DM. 

Bestellungen bitte an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
Fax (05423) 41521 
Preise inkl. Versand zuzügl. MwSt. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
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5300 BONN 1 
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